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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 19. —— 


(Nr. 7839.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Schlochauer Kreiſes im Betrage von 50,000 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 3. Juni 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Schlochauer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 18. Februar 1871. beſchloſſen worden, ſtatt der nach dem Privilegium vom 
11. Juli 1866. auszugebenden Kreis⸗Obligationen im Betrage von 50,000 Thalern 
— II. Emiſſion — einen gleichen Betrag ſolcher Obligationen mit veränderten 
| Rückzahlungsbedingungen zu emittiven, jo wollen Wir auf den Antrag der 
Kreisſtände: Behufs Vollendung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſee⸗ 
bauten außer der durch das Privilegium vom 10. Oktober 1859. (Geſetz⸗Samml. 
für 1859. S. 556. ff.) genehmigten Anleihe von 59,000 Thalern und an Stelle 
der nach dem Privilegium von 11. Juli 1866. (Geſetz⸗Samml. für 1866. S. 499.) 
auszufertigenden Kreis⸗ Obligationen auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 50,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
unter Aufhebung des vorgedachten Privilegiums vom 11. Juli 1866., auf Grund 
deſſen die Emiſſion von Kreis⸗Obligationen noch nicht erfolgt ift, in Gemäßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 50,000 Thalern, in Buchſtaben: Funfzig Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 

20,000 Thaler à 500 Thaler, 
20,000 à 200 » 
10,00 - à 100 
= 50,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
* fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
1 jährlich von dem Beginne des auf die Ausgabe nächſtfolgenden 
alenderjahres ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals, unter 
en Schuldverſchreibungen, Rh 


Zuwachs der erſparten Zinſen von den amortiſirt 
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Ausgegeben zu Berlin den 11. Juli 1871. 
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tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Juni 1871. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 
des 
Sach lag ch a u e r,, Ka d ie n 
II. Emiſſion 
NN AR re Be 
über 


ker Thaler Preußiſeh Kurant. 


Auf Grund des unterC mn genehmigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 18. Februar 1871. wegen Aufnahme einer Schuld von 50,000 Thalern 
bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Schlochauer 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ds 
Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung geſchieht von dem Beginne des auf die Ausgabe der 
Obligationen nächſtfolgenden Kalenderjahres ab allmälig innerhalb eines Zeit⸗ 
raums von 37 Jahren aus einem zu dieſem Behufe zu bildenden Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals jährlich unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem Monate Januar jeden 
Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, auch größere Summen 
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jährlich zu tilgen, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu 

kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 

unter . dt Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, 

an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Be⸗ 

kanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungster⸗ 

mine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen 

Regierung zu Marienwerder, ſowie in dem en Kreisblatte. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an ge 
rechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Schlochau. f 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die 5 85 Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablaufe des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der 8 Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Schlochau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ...... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Schlochau gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. i 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem . 5 5 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


ertheilt. 
Schlochau, den .......... 18. 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Schlochauer Kreiſe. 
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Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Marienwerder. 
Zinskupon 
zu der 


Kreis- . des Schlochauer Kreiſes 
II. Emiſſion 
. 1 
. e eee Shaker. u enn Prozent Zinſen 


übe 
ae Thaler e 
Der Aer dieſes Ai empfängt gegen al Rückgabe in der 


C 8 BORN eee 
R und ſpäterhin die Zinſen der warben e Kretz Obligation 
für das Halbjahr vom ............... Banne mit (in Buchſtaben) 
es Thalern .... Silbergroſchen bei 916 Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Schlochau. 


Schlochau, den en 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion 15 den Chauſſeebau im 
Schlochauer Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Fella vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Marienwerder. 


Talon 
Bis zur 
Kreis-Obligation des Schlochauer Kreifes 
II. Emiſſion. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Mace zu der Obli⸗ 
gation des Schlochauer Kreiſes, II. Emiſſion, 
itt. 0. N über Thaler à fünf Prozent Sinfen 
die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18... bei der Kreis: 
Kommunalkaſſe zu Schlochau. 

Schlochau, den en 1 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Schlochauer Kreiſe. 


(Nr. 7840.) 
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(Nr. 7840.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft des Vinxthales unterhalb der Ortſchaft Gon 
nersdorf im Kreiſe Ahrweiler. Vom 5. Juni 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen Behufs Verbeſſerung der in dem Gemeindebanne von Gönnersdorf, 
Kreis Ahrweiler, unterhalb der genannten Ortſchaft im Vinxthale gelegenen 
Wieſen, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben 
entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $ 56. 57. 
ri für 1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. 
Art. 2. (Geſetz-Samml. für 1853. S. 182.), was folgt: 


Sy 
Die Beſitzer der in dem Gemeindebanne Gönnersdorf, Kreis Ahrweiler, 
gelegenen Wieſen, welche in dem Situationsplane des Wieſenbaumeiſters Knipp 
zu Adenau vom Monate Juli 1869. nebſt dem dazu gehörigen Kataſterauszuge 
vom 18. Juli 1869. mit einer Fläche von 73 Morgen 18 Quadratruthen 
26 Quadratfuß verzeichnet ſind, werden zu einem Verbande unter dem Namen: 
„Wie ſſengenoſſenſchaft des Vinxthales unterhalb der Ort— 
ſchaft Goͤnnersdorf“ 
aber um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Ent- und Bewäſſerung zu 
verbeſſern. 
Der Verband hat Korporationsrechte und fein Domizil bei ſeinem jedes- 
maligen Vorſteher. ey 


Alle zu dieſem Zwecke erforderlichen „im Plane des Wieſenbaumeiſters 
angegebenen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten angefertigt und unter- 
halten. Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung u. ſ. w. bleibt den Ei, enthümern 
überlaſſen, jedoch haben ſie dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers ($. 5.) 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


$. 3. 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
uc von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf⸗ 

ebracht. “ 

n Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſte auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn aus eführt unter Leitung 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmäßig iſt, ſollen die Arbeiten nach 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugk, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 

(Nr. 7840.) nach 


Be, ae 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 

Ebendazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen 
Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen nlage 
nicht unterbleiben dürfen. 

Der Vorſtand (F. 5.) iſt ermächtigt, nöthigenfalls zur Beſchaffung der 
Anlagekoſten eine Anleihe zu machen, auch darüber die bindende Schuldurkunde 
Namens des Verbandes auszuſtellen. 


8. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor⸗ 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. 

Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchieds⸗ 
richterlich entfehieben (efr. $. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


6. 5. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem aus dem Wieſen⸗ 
vorſteher und zwei Wieſenſchöffen beſtehenden Vorſtand unentgeltlich geleitet. Er 
hat die Wieſengenoſſen, ſo oft es nothwendig, durch öffentliche Bekanntmachung 
in den reſp. Gemeinden zu einer Generalverſammlung zu berufen. 


b. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den eee aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die ieſenſchöffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer r 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen befigt, 
drei Stimmen und ſo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

Wählbar ift jeder Wieſengenoſſe, welcher nicht den Vollbeſitz der bürger⸗ 
lichen Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. f 


$. 7. | 

Der Wieſenvorſteher ift die ausführende Verwaltun sbehörde des Ver⸗ 

bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er 
hat ins beſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem oben wagen 

e 


N eren 


— 7 Yan 


Plane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſenbaumeiſters zu 
veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 

die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 

und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
| und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen, zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
| ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig; 

k) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 

dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements ($. 10.) 
bis zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 
In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen 
Wieſenſchöffen vertreten. 


rere 


$. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an und beſtimmt deſſen vol: 
Die Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landrathes. Der 
Wieſenwärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß ſo wäſſern, daß alle Par⸗ 
zellen den verhältnißmäßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer 
darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt die gemeinſchaftlichen 
Anlagen eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von 
zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 

er Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den ee 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


F. 9. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, 2 die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

s Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die rn 
(Nr. 7840.) as 


Pe erg 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffentlichen Gemeindeämtern 
wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein follte, fo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den 
ir erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landraths beeinträchtigen. 


$. 10. 
Wegen der Wäfferungsordnung, der Gräbenräumung, der Heuwerbung 
Rund der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern 
bedrohen. 
§. 11. 

Der Verband iſt der Oberaufficht des Staats in demſelben Umfange 
unterworfen, wie eine ländliche Gemeinde. Das Aufſichtsrecht wird gehandhabt 
von dem Kreislandrath, von der Regierung in Koblenz als Landespolizei⸗Behörde 
und von dem Minifter für die landwirthſchaftlichen ngelegenheiten. 


$. 12. 


Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Juni 1871. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7841.) 
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(Nr. 7841.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. Juni 1871., betreffend die Verleihung der fiöfa- 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung von fünf Kreis 
Chauſſeen im Kreiſe Wanzleben, Regierungsbezirks Magdeburg. 


Nader Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſ⸗ 
ſeen: 1) von Hadmersleben bis zur Wanzleben Gr.⸗Oſcherslebener Kreisgrenze 
in der Richtung auf Croppenftedt; 2) vom nördlichen Ausgange des Dorfes 
Hakeborn bis zum Anſchluß an die Magdeburg⸗Halberſtädter Staats ⸗Chauſſee 
in der Richtung auf Weſteregeln; 3) von Kl.⸗Oſchersleben und zwar von der 
Hadmersleben⸗Bleckendorfer Kreis⸗Chauſſee bis zur Wanzleben ⸗Gr.⸗Oſcherslebener 
Kreisgrenze in der Richtung auf Gr.⸗Oſchersleben; 4) von Kl.-Rodensleben bis 
zur Wanzleben⸗Wolmirſtedter Kreisgrenze in der Richtung auf Niederndodeleben; 
5) von Domersleben nach Hohendodeleben, und zwar von dem Punkte, wo die 
Kreis⸗Chauſſee von Domersleben nach Kl.⸗Rodensleben den Domersleben-Hohen⸗ 
dodelebener Weg verläßt, bis zum Anfangspunkte der Hohendodeleben-Kl.-Otters⸗ 
lebener Chauſſee, am öſtlichen Ende von Hohendodeleben, genehmigt habe, ver- 
leihe Ich hierdurch dem Kreiſe Wanzleben das Expropriationsrecht für die zu 
dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs - Materialien, nach Maßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich 
will Ich dem Kreiſe Wanzleben gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 5. Juni 1871. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 7842.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
f des Wanzlebener Kreiſes im Betrage von 58,000 Thalern, IV. Emiſſion. 
Vom 5. Juni 1871. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ee. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Wanzlebener Kreiſes auf dem Kreis- 
tage vom 28. Januar 1869. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten über den Betrag der durch die Privilegien 
vom 30. Mai 1855. (Geſetz⸗»Samml. S. 481.), 28. September 1857. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 831.) und 11. Juli 1870. (Geſetz Samml. S. 530.) genehmigten 
Anleihen hinaus erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der . Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger un⸗ 
kündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 58,000 Thalern 
ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des F. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
58,000 Thalern, in Buchſtaben: achtundfunfzig Tauſend Thalern, welche in fol⸗ 
genden Apoints: 

20,000 Thale a 200 Thaler, 

38,000 -a 100 

58,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich, vom Jahre 1873. ab, mit wenigſtens jährlich zwei 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes- 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine 8 Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammilung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Juni 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenpliz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


— re Zr 


TE a a ET Fa AR 1 r eee 
e Fe r * * renne Be ET A 


RT 
provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation 
des 
Wanzlebener Kreiſes 
C 
IV. Emiſſion 


über 


. ... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unterrrrmm beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
28. Januar 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von reſp. 38,000 Thalern 
und 20,000 Thalern = 58,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche N 
für den Chauſſeebau des Wanzlebener Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, 
für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung 
zu einer Schuld von. Thalern Preußiſch Kurant, welche für den Kreis 
kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 58,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1873. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 26 Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens zwei Prozent 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach 
Maßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 

das Loos beſtimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
En Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
tummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung a ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Staatsanzeiger zu Berlin, dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
zu Magdeburg, dem Kreisblatte für die Kreiſe Oſchersleben und Wanzleben, dem 
Magdeburger Korreſpondenten und der Neuen Preußiſchen Zeitung zu Berlin. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſt. 

(Nr, 7842.) Kr Die 
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Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Wanzleben gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfchrift 
ertheilt. 


Wanzleben, den ten 1855 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Wanzlebener Kreiſe. 
N. N. N. N. 


Anmerkung. Die Unterſchriften find eigenhändig zu vollziehen. 


Pro⸗ 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


5 te Zins ku pon ter Serie 
a zu der 
Kreis-Obligation des Wanzlebener Kreiſes 
Littr.. 5 
IV. Emiſſion 
M Thaler zu fünf Prozent Zinſen 


über 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
en Januar reſp. am .. en Juli 18... und ſpäterhin die Zinſen der vorbe— 
i 5 


nannten Kreis⸗ Obligation für das Halbjahr voaem . bis mit 
(in Buchſtaben Thalern Silbergroſchen bei der Kreis⸗-Kommunal⸗ 
kaſſe zu Wanzleben. 

Wanzleben, den ten 185 


Die ſtaͤndiſche Kreis-Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Wanzlebener Kreiſe. 
N. N. N. N. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion 
können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zins. 
— mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten deren 
werden. 


(Nr. 7842-7843.) Pros 
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Provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Magdeburg. 
Dein en 
zur 


Kreis-Obligation des Wanzlebener Kreiſes 
IV. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Wanzlebener Kreiſes 


e IV. Emiſſion über ..... Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die . .t Serie Zinskupons für die ..... Jahre 18... bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Wanzleben. 

Wanzleben, den . ten r 


Die ſtaͤndiſche Kreis-Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Wanzlebener Kreiſe. 
N. N. e 
Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion 
können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zins— 


kupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 


werden, 
—ͤ——— — Dmnm̃mu— 


(Nr. 7843.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Juni 1871., betreffend die Geſchäftsführung der 
oberen Marinebehörde. 


J. Abänderung Meiner Order vom 16. April 1861. beſtimme Ich auf Ihren 
Antrag zur anderweitigen Organiſation der oberen Marinebehörden: 


1) das Oberkommando der Marine als geſonderte Behörde bleibt aufgehoben; 

2) die Funktionen des früheren Oberbefehlshabers und Oberkommandos der 
Marine gehen auf den Marineminifter, reſp. das Marineminiſterium über; 

3) der Marineminiſter hat fortan die Geſchäfte des Oberkommandos und 
der Verwaltung der Marine nach Maßgabe der Vorſchriften des beilie— 
genden, von Mir genehmigten Regulativs zu leiten. 


Dieſen Meinen Erlaß haben Sie durch das Reichs-Geſetzblatt und die 
Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 15. Juni 1871. 


Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Roon. 
An den Reichskanzler und den Marineminiſter. 


Re⸗ 


f 5. > 291 Ah 0 
Regulativp, 

betreffend 
E die Geſchaͤftsfuͤhrung der oberen Marinebehoͤrde. 
| Vom 15. Juni 1871. 


Nachdem das Oberkonnmnando der Marine in feinem bisherigen Beſtande und 
Perſonale aufgelöſt iſt und deſſen ſeitherige Funktionen durch Meine Order vom 
15. Juni d. J. dem Marineminiſter, 10 dem Marineminiſterium übertragen 
find, beſtimme Ich, im Intereſſe der einheitlicheren Leitung der Marine-Angelegen⸗ 
heiten, über die Geſchäftsführung der oberen Marinebehörde, wie folgt: 

1) Der Geſchäftskreis des Marineminiſteriums umfaßt ohne Ausnahme alle 
Angelegenheiten, welche die Einrichtung, Erhaltung und Entwickelung, 
ſowie die Verwendung der Reichsmarine betreffen. Die durch Meine 
Order vom 29. Juli 1870. proviſoriſch eingeſetzte Kommando⸗Abtheilung 
fungirt fortan nur als integrirender Theil des Marineminiſteriums, reſp. 
als Organ des Marineminiſters. 

2) Dem Marineminiſter wird neben den ihm als Verwaltungschef zuſte⸗ 
henden Rechten und Pflichten, zu welchen namentlich die Regelung des 
Geſchäftsganges innerhalb des Miniſteriums, und zwiſchen letzterem und 
den untergebenen Verwaltungsbehörden zu zählen iſt, von jetzt ab auch 
die Ausübung aller dem bisherigen Oberkommando obgelegenen Dienft- 
befugniſſe, einſchließlich der höheren Militairgerichtsbarkeit und Die. 
ziplinarſtrafgewalt übertragen. 

3) Unter dem Marineminiſter leitet der Präſes die Geſchäfte des Marine⸗ 
miniſteriums. Derſelbe iſt in allen Beziehungen der ſtetige Vertreter des 
Miniſters, und iſt ihm das geſammte Perſonal des Marineminiſteriums 
untergeben, ſowie ſämmtliche Perſonen und Behörden der Marinever⸗ 
waltung. Derſelbe iſt mitverantwortlich für eine geregelte, einheitliche und 
ſachgemäße Behandlung der Geſchäfte der geſammten Marineverwaltung. 
Er entſcheidet und unterzeichnet ſelbſtſtändig in allen den Angelegenheiten, 
in denen der Miniſter ſich die Entſcheidung nicht vorbehalten hat. 

Dem Präſes ſteht die Disziplinarſtrafgewalt eines Diviſions⸗ 

Kommandeurs zu, und verbleibt derſelbe auch, Behufs gelegentlicher 
Vertretung des Miniſters in Behinderungsfällen, im Beſitze der ihm 
verliehenen höheren Gerichtsbarkeit. 
Alle Verfügungen und Befehle in Kommando-⸗Angelegenheiten, welche 
nicht von Mir ausgehen, werden fortan unter der Firma des Marine⸗ 
miniſters, oder in deſſen Vertretung „für den Marineminiſter“, durch 
den Präſes erlaſſen. 

5) Die in Perſonal⸗Angelegenheiten bisher vom Oberkommando der Marine 
ausgegangenen Immediat⸗Eingaben werden Mir für die Folge, auf Grund 
der von dem Präſes gemachten bezüglichen Vorſchläge, durch den Miniſter ein⸗ 
gereicht. Sie gelangen nach Meiner Entſcheidung durch den Marineminiſter 

f an das Marineminiſterium zur Verkündigung und Ausführung zurück. 

(Nr, 7343.) 6) Die: 
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6) Diejenigen Verwaltungsvorſchriften und Verfügungen des Marines 
miniſters, welche bisher durch Vermittelung des Oberkommandos der 
Marine an die Stationskommandos, an die Geſchwader⸗ oder Schiffs- 
kommandos gelangten, werden fortan direkt durch den Marineminiſter 
oder das Marineminiſterium an die genannten Kommandos, die Marine⸗ 
Intendantur und die Lokalverwaltungen erlaſſen. 
Behufs der Kontrole über die Ausführung Meiner Befehle und der in 
Meinem Namen und Auftrage erlaſſenen reglementariſchen Miniſterial⸗ 
vorſchriften, werden die verſchiedenen Marinetheile regelmäßigen Inſpi⸗ 
irungen unterworfen, die in Meinem Namen durch den General⸗ 
Inſpetteur der Marine, oder im Auftrage des Marineminiſters durch 
den damit betrauten älteren Seeoffizier vorzunehmen ſind. — Ueber das 
Reſultat der Inſpizirungen hat Mir der General -Inſpekteur direkt zu 
berichten. Derſelbe wird ſich dabei darauf zu beſchränken haben, zu 
prüfen, ob und in wie weit die für die Flotte und die verſchiedenen 
Marinetheile und Etabliſſements erlaſſenen organiſchen und reglementa⸗ 
riſchen Vorſchriften zur gedeihlichen Ausführung gelangt ſind. Dem⸗ 
ufolge iſt der General⸗Inſpekteur durch das Marineminiſterium in lau⸗ 
— — Kenntniß von allen organiſchen Einrichtungen und Beſtimmungen 
zu erhalten, die für die Marine erlaſſen werden. 
In allen den Fällen, in denen der Miniſter zur Löſung ſchwieriger 
Fragen organiſatoriſcher und techniſcher Natur des Beirathes erfahrener 
Seeoffiziere und ſachverſtändiger Techniker, die dem Marineminiſterium 
nicht angehören, zu bedürfen glaubt, hat er, wie bisher, das Recht, den 
Admiralitätsrath zu berufen und ſolchem die betreffenden Fragen zur 
Begutachtung vorzulegen. — Der General ⸗Inſpekteur der Marine iſt 
1 87 75 Mitglied des Admiralitätsrathes. Außerdem beſteht derſelbe, 
unter Vorſitz des Miniſters, aus den von dieſem bezeichneten Mitgliedern 
des Marineminiſteriums und den von ihm dazu berufenen Seeoffizieren, 
Beamten und Technikern. — Ueber die ſtattfindenden Berathungen wird 
ein Protokoll geführt, welches von allen Theilnehmern zu unterzeichnen 
und zu den Akten des Marineminiſteriums zu nehmen it 
9) Die Marine» ntendantur behält ihre bisherige Stellung zum Marine 
minifterium; der Intendant funktionirt gegebenen Falles als Referent des 
Marineminiſters in deſſen Eigenſchaft als Oberbefehlshaber der Marine. 
10) Alle 7705 Regulativ entgegenſtehenden Beſtimmungen werden hierdurch 
aufgehoben. 


Berlin, den 15. Juni 1871. 
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Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Roon. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


